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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dirk Fischer (Hamburg), 

Dr. Dionys Jobst, Horst Gibtner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ekkehard Gries, Horst Friedrich, 
Manfred Richter (Bremerhaven), Dr. Klaus Röhl und der Fraktion der F.D.P. 
— Drucksache 12/4518 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetzes 


A. Problem 

Mit dem 1992 beendeten Aufbauwerk Ost wurde in den neuen 
Bimdesländem der Einstieg in die Sanierung der kommunalen 
Straßen imd in die Modernisierung des öffentlichen Personennah- 
verkehrs (ÖPNV) ermöghcht. Sanieixmg und Modernisierung 
erfordern jedoch noch über einen gewissen Zeitraum ein höheres 
Investitionsvolumen, als es nach dem geltenden Gemeindever- 
kehrsfinanzienmgsgesetz (GVFG) vorgesehen ist. 


B. Lösung 

Mit einer zeitlich begrenzten Umschichtimg von Bundesmitteln 
wird ein Beitrag zur Schaffung einheitlicher Lebensverhältnisse in 
ganz Deutschland geleistet. 

Die erforderüchen Finanzhilfen des Bundes werden durch eine 
Änderung des GVFG für die Jahre 1993 imd 1994 in Höhe von 
jährlich ca. 1 Mrd. DM von den alten in die neuen Bimdesländer 
umgeschichtet. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß. 
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C. Alternativen 

Verhinderung bzw. Verzögerung der dringend notwendigen 
Sanierung der konununalen Straßen und Modernisierung des 
öffentlichen Personennahverkehrs in den neuen Bundesländern, 
ggf. Verschiebung der Umschichtung auf die Jahre 1994 und 
1995. 

D. Kosten 

Für den Bund entstehen keine Mehrkosten. 

Für die alten Bundesländer verringern sich über zwei Jahre die 
Finanzhilfen des Bundes im GVFG um jährlich insgesamt ca. 1 Mrd. 
DM. 

Für den Verbraucher sind Auswirkungen auf das allgemeine 
Preisniveau nicht zu erwarten. 
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Beschiußempfehiung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf in Drucksache 12/4518 in der Fassung der 
nachfolgend dargestellten Beschlüsse des 16. Ausschusses anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 12. Mai 1993 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Elke Ferner 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
— Drucksache 12/4518 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


1, Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der 
Fassimg der Bekaimtmachung vom 28. Januar 
1988 (BGBl. I S. 100), zuletzt geändert durch 
Artikel 29 des Gesetzes vom 25. Februar 1992 
(BGBl. I S. 297) wird wie folgt geändert: 


§ 10 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird nach der Angabe „75,8 vom 
Himdert" eingefügt: „ , in den Jahren 1993 imd 
1994 zu 60 vom Hundert". 

b) In Nummer 2 wird nach der Angabe „zu 24,2 
vom Himdert" eingefügt: „ , in den Jahren 1993 
und 1994 zu 40 vom Hundert". 


2. Die Änderung tritt am Tage nach der Verkündung 
mit Wirkung für das gesamte Kalenderjahr in 
Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Janum 1988 
(BGBl. I S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 29 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „im Jahr 1993 bis 
zu 85 vom Hundert und im Jahr 1994 bis zu 80 
vom Hundert" ersetzt durch die Wörter „in den 
Jahren 1993 und 1994 bis zu 90 vom Hun- 
dert". 

b) In Satz 2 werden nach den Wörtern „60 vom 
Hundert" die Wörter „ , in den Ländern Bran- 
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach- 
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in den 
Jahren 1993 und 1994 bis zu 90 vom Hundert" 
eingefügt. 

2. § 10 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird nach der Angabe „zu 75,8 
vom Hundert" eingefügt: „ , in den Jahren 1993 
und 1994 zu 60 vom Himdert". 

b) unverändert 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1993 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Elke Ferner 


L Verlauf der AusschuBberatungen 

1. Der Gesetzentwurf ist am 11. März 1993 zur Feder- 
fühnmg an den Ausschuß für Verkehr imd zur 
Mitberatung an den Finanzausschuß imd den 
Haushaltsausschuß überwiesen worden. 

2. Der Ausschuß für Verkehr hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 12. Mai 1993 behandelt. 

3. Die mitberatenden Ausschüsse haben folgende 
Stellungnahmen abgegeben: 

a) Der Finanzausschuß hat mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Enthal- 
tung von der Fraktion der SPD und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste und Abwesenheit der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorge- 
schlagen, die Annahme des Gesetzentwurfs zu 
empfehlen. 

b) Der Haushaltsausschuß hat mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei 
Enthalhmg der Fraktion der SPD und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste imd bei Abwesen- 
heit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
dem Gesetzentwurf mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß in § 10 Abs. 2 nach Satz 3 folgender 
Satz eingefügt wird: „Mittel, die aus der 
Umschichtung 1993 und 1994 zugunsten der 
unter Nummer 2 aufgeführten Länder wider 
Erwarten bis zum Ende des jeweiligen Haus- 
haltsjahres nicht abfließen, köimen mit Einwilli- 
gung des Bundesministers der Finanzen für die 
unter Nr. 1 aufgeführten Länder verwendet 
werden. " 


IL Inhalt des Gesetzentwurfs 

Durch den Gesetzentwurf soll aus den Finanzmitteln 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, die für 
den kommunalen Straßenbau und den öffentlichen 
Personennahverkehr gewährt werden, in den Jahren 
1993 und 1994 jeweils etwa 1 Mrd. DM von den alten 
auf die neuen Bundesländer umgeschichtet werden. 


III. Ergebnis der Ausschußberatungen 

1. Der Ausschuß begrüßt mehrheitlich die Umvertei- 
limg von insgesamt etwa 2 Mrd. DM von den alten 
auf die neuen Bundesländer. Nachdem das 
Gemeinschaftswerk „Aufschwung Ost" 1992 aus- 
gelaufen ist, werden diese zusätzlichen Mittel für 
die Sanierung der kommimalen Straßen und die 
Modernisierung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs in den neuen Bundesländern dringend benö- 
tigt. Anderenfalls körmten auch zahlreiche bereits 
begonnene Vorhaben nicht fortgesetzt werden. 


Der Gesetzentwurf stellt somit einen wichtigen 
Beitrag zur Herstellung einheitlicher Lebensver- 
hältnisse in ganz Deutschland dar. 

2. a) Die Mehrheit der Fraktionen der CDU/CSU imd 

F.D.P. ist der Auffassung, daß diese Mittel sofort, 
also noch im Jahr 1993 benötigt würden, gerade 
auch um in Angriff genommene Projekte fort- 
führen zu körmen. Es sei ein Gebot der Solida- 
rität, den vielfältigen Wünschen nach solcher 
Hilfe aus den neuen Bundesländern zu entspre- 
chen. 

b) Demgegenüber bezweifelt die Fraktion der 
SPD, daß die zusätzlichen Mittel in den neuen 
Bundesländern noch rechtzeitig im Jahr 1993 
abfließen körmen. Einen Antrag, die Umschich- 
tung auf die Jahre 1994 und 1995 zu verschie- 
ben, hat der Ausschuß abgelehnt. Außerdem ist 
die Fraktion der SPD der Meinung, daß der 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. dem Vermittlungsergebnis zum 
Steuerpaket 1992 zuwiderlaufe. Mit diesem 
Kompromiß seien sowohl die Höhe als auch die 
Aufteilung der Mittel auf die einzelnen Länder 
einvemehmlich zwischen dem Bund und den 
Ländern geregelt worden. 

c) Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, 
daß die neuen Bundesländer auf die zusätzli- 
chen Mittel nicht nur sofort angewiesen, son- 
dern auch in der Lage sind, sie zügig umzuset- 
zen. Sollten aber am Ende des Jahres 1993 
bestimmte Finanzmittel übrig bleiben, so wür- 
den diese ohne weiteres auf das Jahr 1994 
übertragen werden und in den neuen Bundes- 
ländern verbleiben köimen. Der Ausschuß hat 
sich demgemäß der Maßgabe in der Empfeh- 
lung des Haushaltsausschusses [vgl. I.3.b)] 
mehrheitlich nicht angeschlossen. 

3. Der Ausschuß empfiehlt mehrheitlich als zusätzli- 
che Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetzes die Anhebung des Förderhöchstsat- 
zes in den neuen Bundesländern gemäß § 4 Abs. 1 
und 2 des Gesetzes auf 90%. Dabei wird nicht 
verkaimt, daß durch die daraus folgende Reduzie- 
rung der Komplementärfinanzienmg das Gesamt- 
investitionsvolumen um einen Betrag verringert 
wird, dessen Höhe nicht genau beziffert werden 
kaim; als Schätzungen sind Beträge zwischen jähr- 
lich 100 und 250 Mio. DM genannt worden. Die 
Anhebung des Fördersatzes wird gleichwohl für 
erforderlich gehalten, damit trotz der äußerst 
schwierigen Haushaltssituation der neuen Bundes- 
länder und ihrer Kommunen die Verwirklichung 
der Verkehrsinfrastmkturprojekte sichergestellt 
werden kaim. Der flexible Fördersatz von bis zu 
90 % gestattet es, die unterschiedliche Finanzkraft 
der einzelnen Gemeinden zu berücksichtigen und 
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auch die Reduzierung des Investitionsvolumens in 
Grenzen zu halten. 

4 . Der Ausschuß hat mehrheitlich einen Antrag abge- 
lehnt, die Bimdesregienmg zu beauftragen, For- 
mulierungsvorschläge für eine Änderung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes mit fol- 
genden drei Zielsetzvmgen vorzulegen: 

— die Mittel für das Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz über das Jahr 1995 hinaus auf dem 
derzeitigen Niveau von 6,28 Mrd. DM zu belas- 
sen; 

— den alten Bxmdesländem zu ermöglichen, in 
den Jahren 1994 und 1995 Projekte vorzufinan- 
zieren, die ab 1995 aus den Mitteln des Gemein- 
deverkehrsfinanzierungsgesetzes refinanziert 
werden; 

— die Mittel aus der Umschichhmg zugunsten der 
neuen Länder überwiegend für Projekte des 
öffentlichen Personennahverkehrs einzuset- 
zen. 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassimg, daß über 
das Volumen des Gemeindeverkehrsfinanzie- 
nmgsgesetzes ab dem Jahr 1995 im Rahmen der 


Erörtenmg des Problems der Regionalisierung im 
Zusammenhang mit der Bahnreform entschieden 
werden sollte. 

5. Die Ausschußmehrheit ist der Auffassimg, daß 
abwicklimgstechnische Probleme in den alten 
Bimdesländem wegen der rückwirkenden Geltung 
des Gesetzes ab 1. Januar 1993 angesichts des 
qualifizierten Sperrvermerks bei den Mittelansät- 
zen aus dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 
setz im Haushalt 1993 in Höhe des Umschichtimgs- 
volumens von 1 Mrd. DM nicht zu erwarten seien. 
Die neuen Bvmdesländer müssen aber Vorberei- 
tungen treffen, um die zusätzlichen Mittel in einem 
— ergänzenden — Förderprogramm 1993 tatsäch- 
lich in Investitionen umsetzen zu können. 

6. Der Ausschuß hat sowohl zu den Einzelfragen 
[llL2.b), c), 3. ,4.] als auch die Beschlußempfehlimg 
insgesamt mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU imd F.D.P. gegen die Mehrheit der 
Stimmen aus der Fraktion der SPD bei zwei Enthal- 
timgen aus der Fraktion der SPD imd bei Abwesen- 
heit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN imd 
der Gruppe der PDS/Linke Liste beschlossen. 


Bonn, den 12. Mai 1993 


Elke Ferner 

Berichterstatterin 
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